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V

Vorwort

„On résiste à l’invasion des armées; on ne résiste pas à l’invasion des idées.“
(Victor Hugo)

Die Idee von einer freien und offenen Gesellschaft mag man in den Bereich der
Utopie verweisen, die Idee von einem transparenten Staat hingegen realisiert sich
gerade vor unseren Augen. Ob die Zeit für die Informationsfreiheit wirklich ge-
kommen ist, kann man unterschiedlich beurteilen. Zu Recht verweisen Skeptiker
darauf, dass die deutsche Verwaltungskultur keineswegs nur von Arkantradition
und Amtsverschwiegenheit geprägt war, sondern auch von rechtsstaatlichen Zu-
gangsmöglichkeiten und – gerade auf kommunaler Ebene – von Bürgerfreundlich-
keit und Bürgernähe. Jenseits aller ideologischen Blickwinkel wird man jedenfalls
sagen können, dass die zunehmende Offenheit unserer Verwaltungen als Teil eines
evolutionären Prozesses beschrieben werden kann, der von der zunehmenden Ver-
netzung unserer modernen Informationsgesellschaft zwar nicht ausgelöst, aber
doch wesentlich beschleunigt wurde.

Der stetige Siegeszug, den die Informationsfreiheit in Deutschland seit der Jahr-
tausendwende zunächst auf Länderebene und dann auch im Bund erlebte, wurde
maßgeblich von den neuen Kommunikationsmöglichkeiten gefördert, die uns das
Internet seit der Mitte der 90er Jahre eröffnet. Die jederzeitige, schnelle und umfas-
sende Verfügbarkeit von Informationen im weltweiten Netz entfaltete ihre Wir-
kung nicht nur in Gestalt neuer Möglichkeiten, sondern schuf zeitgleich neue Er-
wartungen. Als Gebote der Transparenz und Offenheit richten sie sich zugleich an
Staat und Gesellschaft. Und während im Persönlichen die Gefahren eines Verlusts
der Privatsphäre offenkundig sind und für viele zu überwiegen scheinen, fällt die
Bilanz im Bereich der öffentlichen Verwaltung überwiegend positiv aus: Von einem
transparenten Staat verspricht sich der Gesetzgeber nicht nur die Förderung der de-
mokratischen Meinungs- und Willensbildung in der Gesellschaft, sondern auch
eine Verbesserung der Kontrolle staatlichen Handelns durch die Bürgerinnen und
Bürger; gleichzeitig sollen politische Entscheidungen nachvollziehbarer und ein
„digitaler Dialog“ zwischen Staat und Gesellschaft gefördert werden (vgl. § 1
Abs. 2 TranspG Rheinland-Pfalz).

Dass der transparente Staat dabei kein „durchsichtiger“ werden kann und darf,
versteht sich in einem komplexen Staatsgefüge mit vielfältigen divergierenden In-
teressen fast von selbst: Als Treuhänder schuldet der Staat seinen Bürgerinnen und
Bürgern den effektiven Schutz der ihm anvertrauten privaten und betrieblichen
Geheimnisse. Zudem schwindet zwar die Zahl der Institutionen, die noch als prin-
zipiell geheimhaltungsbedürftig eingestuft werden; aber für eine vorübergehende
Entlastung der öffentlichen Verwaltung von Informationspflichten etwa während
laufender, ansonsten gefährdeter Verfahren spricht vieles.

Diese Grenzlinie zwischen im besten Sinne „öffentlicher“ und „nicht- oder
noch nicht-öffentlicher“ Verwaltung wird aktuell neu vermessen. Die hierfür not-
wendige Orientierung zu geben ist Aufgabe auch dieses Kommentars. Er ist aus
dem Blickwinkel von Begleitern und Beobachtern der öffentlichen Verwaltung
verfasst, soll zugleich aber auch praxisnah und forensisch sein und wirken. Für die



Vorwort

zahlreichen Hinweise, Stellungnahmen und Positionierungen zum IFG, welche die
Verfasser in den vergangenen Jahren aus der Verwaltung und für die Verwaltung so-
wie von anwaltlicher Seite erhalten haben, sind wir dankbar und bleiben wir offen.

Stuttgart, Kiel und Essen, im März 2017

Dr. Stefan Brink Dr. Sven Polenz Dr. Henning Blatt
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